
 
 

 

 

Erläuterungen zu den Rechten der Aktionäre 

nach §§ 122 Abs. 2, 126 Abs. 1, 127, 131 Abs. 1 des Aktiengesetzes („AktG“) 

in Verbindung mit § 1 des Gesetzes über Maßnahmen im Gesellschafts-, Genossenschafts-, 

Vereins-, Stiftungs- und Wohnungseigentumsrecht zur Bekämpfung der Auswirkungen der 

COVID-19-Pandemie („COVID-19-Gesetz“) 

 

 

1. Ergänzungsverlangen  

 

Aktionäre, deren Anteile zusammen den zwanzigsten Teil des Grundkapitals oder den 

anteiligen Betrag von EUR 500.000,00 am Grundkapital erreichen (entspricht 500.000 Aktien), 

können gemäß § 122 Abs. 2 AktG verlangen, dass Gegenstände auf die Tagesordnung gesetzt 

und bekannt gemacht werden. Jedem neuen Gegenstand muss eine Begründung oder eine 

Beschlussvorlage beiliegen.  

 

Gemäß § 122 Abs. 2 Satz 1 AktG in Verbindung mit § 122 Abs. 1 Satz 3 AktG haben die 

Antragsteller nachzuweisen, dass sie seit mindestens 90 Tagen vor dem Tag des Zugangs 

des Verlangens Inhaber der Aktien sind und dass sie die Aktien bis zur Entscheidung des 

Vorstands über den Antrag halten.  

 

Verlangen zur Ergänzung der Tagesordnung müssen schriftlich oder in elektronischer Form 

gemäß § 126a BGB an den Vorstand gerichtet werden und der Gesellschaft mindestens 30 

Tage vor der Versammlung, also bis zum Ablauf des 20. Juni 2022, 24:00 Uhr, zugegangen 

sein. Das Verlangen kann wie folgt adressiert werden:  

 

7C SOLARPARKEN AG 

Vorstand 

c/o Link Market Services GmbH 

Landshuter Allee 10 

80637 München 

E-Mail: antraege@linkmarketservices.de 

 

 

Ergänzungen der Tagesordnung, die die gesetzlichen Voraussetzungen erfüllen, werden 

unverzüglich im Bundesanzeiger bekanntgemacht und solchen Medien zur Veröffentlichung 

zugeleitet, bei denen davon ausgegangen werden kann, dass sie die Information in der 

gesamten Europäischen Union verbreiten. Sie werden außerdem im Internet unter  

 

http://www.solarparken.com/hauptversammlung.php 

 

zugänglich gemacht und den Aktionären mitgeteilt. 

 

http://www.colexon.de/index.php


 
 

2. Zugänglichmachen von Gegenanträgen und Wahlvorschlägen 

 

Gegenanträge von Aktionären zu den Beschlussvorschlägen von Vorstand und/oder 

Aufsichtsrat zu bestimmten Tagesordnungspunkten und Wahlvorschläge zur Wahl des 

Abschlussprüfers und des Aufsichtsrats werden - soweit sie den anderen Aktionären 

zugänglich zu machen sind - bei Nachweis der Aktionärseigenschaft unverzüglich im Internet 

unter 

http://www.solarparken.com/hauptversammlung.php 

 

veröffentlicht, wenn sie der Gesellschaft mindestens 14 Tage vor dem Tag der 

Hauptversammlung, also bis spätestens zum Ablauf des 6. Juli 2022 (24:00 Uhr) an die 

folgende Adresse übersandt wurden: 

 

7C SOLARPARKEN AG 

c/o Link Market Services GmbH 

Landshuter Allee 10 

80637 München 

E-Mail: antraege@linkmarketservices.de 

 

 

Ein Gegenantrag und dessen Begründung brauchen gemäß § 126 Abs. 2 AktG nicht 

zugänglich gemacht zu werden, 

 

1)  soweit sich der Vorstand durch das Zugänglichmachen strafbar machen würde; 

 

2)  wenn der Gegenantrag zu einem gesetz- oder satzungswidrigen Beschluss der 

Hauptversammlung führen würde; 

 

3)  wenn die Begründung in wesentlichen Punkten offensichtlich falsche oder irreführende 

Angaben oder wenn sie Beleidigungen enthält; 

 

4)  wenn ein auf denselben Sachverhalt gestützter Gegenantrag des Aktionärs bereits zu 

einer Hauptversammlung der Gesellschaft nach § 125 AktG zugänglich gemacht 

worden ist; 

 

5)  wenn derselbe Gegenantrag des Aktionärs mit wesentlich gleicher Begründung in den 

letzten fünf Jahren bereits zu mindestens zwei Hauptversammlungen der Gesellschaft 

nach § 125 AktG zugänglich gemacht worden ist und in der Hauptversammlung 

weniger als der zwanzigste Teil des vertretenen Grundkapitals für ihn gestimmt hat; 

 

6)  wenn der Aktionär zu erkennen gibt, dass er an der Hauptversammlung nicht 

teilnehmen und sich nicht vertreten lassen wird; oder 

 



 
 

7)  wenn der Aktionär in den letzten zwei Jahren in zwei Hauptversammlungen einen von 

ihm mitgeteilten Gegenantrag nicht gestellt hat oder nicht hat stellen lassen. 

 

Ein Wahlvorschlag braucht gemäß § 127 Satz 3 AktG auch dann nicht zugänglich gemacht zu 

werden, wenn der Vorschlag nicht Namen, ausgeübten Beruf und Wohnort der 

vorgeschlagenen Person, bei Prüfungsgesellschaften nicht die Firma und den Sitz enthält 

(§ 124 Abs. 3 Satz 4 AktG), oder wenn bei Vorschlägen zur Wahl von Aufsichtsratsmitgliedern 

keine Angaben zu deren Mitgliedschaften in anderen gesetzlich zu bildenden Aufsichtsräten 

gemacht werden (§ 125 Abs. 1 Satz 5 AktG). 

 

Die Begründung eines Gegenantrags oder Wahlvorschlags braucht nicht zugänglich gemacht 

zu werden, wenn sie insgesamt mehr als 5.000 Zeichen beträgt. 

 

Stellen mehrere Aktionäre zu demselben Gegenstand der Beschlussfassung Gegenanträge, 

so kann der Vorstand die Gegenanträge und ihre Begründungen zusammenfassen. 

 

Nach §§ 126, 127 AktG zugänglich zu machende Gegenanträge und Wahlvorschläge werden 

in der virtuellen Hauptversammlung als gestellt behandelt, wenn der antragstellende Aktionär 

ordnungsgemäß zur Hauptversammlung angemeldet ist. Das Recht des Versammlungsleiters, 

zuerst über die Vorschläge der Verwaltung abstimmen zu lassen, bleibt davon unberührt. 

 

3. Fragerecht 

 

Aktionäre, die sich zur Hauptversammlung angemeldet haben, können Fragen zu den 

Angelegenheiten der Gesellschaft, den rechtlichen und geschäftlichen Beziehungen der 

Gesellschaft zu verbundenen Unternehmen sowie über die Lage des Konzerns und der in den 

Konzernabschluss einbezogenen Unternehmen an den Vorstand richten, soweit die erbetene 

Auskunft zur sachgemäßen Beurteilung eines Gegenstands der Tagesordnung erforderlich ist.  

 

Gemäß § 1 Abs. 1, Abs. 2 COVID-19-Gesetz wird den Aktionären ein Fragerecht im Wege der 

elektronischen Kommunikation eingeräumt. Der Vorstand der Gesellschaft hat mit Zustimmung 

des Aufsichtsrats beschlossen, dass Fragen vor oder während der Hauptversammlung im 

Wege elektronischer Kommunikation einzureichen sind, um einen reibungslosen Ablauf der 

Hauptversammlung zu ermöglichen.  

 

Dementsprechend werden nur solche Fragen berücksichtigt, die vor der Hauptversammlung 

oder während der Hauptversammlung bis spätestens zur Beendigung der Generaldebatte über 

den Online-Service der Gesellschaft unter 

 

http://www.solarparken.com/hauptversammlung.php 

 

eingereicht werden. Der Online-Service der Gesellschaft einschließlich der Möglichkeit zur 

Übermittlung von Fragen steht den Aktionären ab dem 30. Juni 2022 zur Verfügung. 

 



 
 

Die Fragenbeantwortung erfolgt durch den Vorstand in der Hauptversammlung. Dabei 

entscheidet der Vorstand gemäß § 1 Abs. 2 Satz 2 COVID-19-Gesetz nach pflichtgemäßem, 

freiem Ermessen, wie er Fragen beantwortet. 

 

In jedem Fall kann der Vorstand auf die Beantwortung von Fragen verzichten, 

 

1)  soweit die Erteilung der Auskunft nach vernünftiger kaufmännischer Beurteilung 

geeignet ist, der Gesellschaft oder einem verbundenen Unternehmen einen nicht 

unerheblichen Nachteil zuzufügen; 

 

2)  soweit sie sich auf steuerliche Wertansätze oder die Höhe einzelner Steuern bezieht; 

 

3)  über den Unterschied zwischen dem Wert, mit dem Gegenstände in der Jahresbilanz 

angesetzt worden sind, und einem höheren Wert dieser Gegenstände, es sei denn, 

dass die Hauptversammlung den Jahresabschluss feststellt; 

 

4)  über die Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden, soweit die Angabe dieser Methoden 

im Anhang ausreicht, um ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der 

Vermögens, Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft im Sinne des § 264 Abs. 2 des 

Handelsgesetzbuchs zu vermitteln; dies gilt nicht, wenn die Hauptversammlung den 

Jahresabschluss feststellt; 

 

5)  soweit sich der Vorstand durch die Erteilung der Auskunft strafbar machen würde; 

 

6)  soweit bei einem Kreditinstitut oder Finanzdienstleistungsinstitut Angaben über 

angewandte Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden sowie vorgenommene 

Verrechnungen im Jahresabschluss, Lagebericht, Konzernabschluss oder 

Konzernlagebericht nicht gemacht zu werden brauchen; 

 

7)  soweit die Auskunft auf der Internetseite der Gesellschaft über mindestens sieben Tage 

vor Beginn und in der Hauptversammlung durchgängig zugänglich ist. 

 

4. Widerspruchsmöglichkeit  

 

Aktionäre, die ihr Stimmrecht wie oben erläutert ausgeübt haben, haben abweichend von 

§ 245 Nr. 1 AktG die Möglichkeit, ohne Erscheinen in der Hauptversammlung Widerspruch 

gegen einen oder mehrere Beschlüsse der Hauptversammlung im Wege der elektronischen 

Kommunikation bei dem beurkundenden Notar zu erklären. Eine gültige Erklärung des 

Widerspruchs setzt voraus, dass der Aktionär oder der Bevollmächtigte den Widerspruch unter 

Angabe des Beschlusses, gegen den sich der Widerspruch richtet, bis zum Ende der 

Hauptversammlung über den Online-Service der Gesellschaft unter 

 

http://www.solarparken.com/hauptversammlung.php 

 



 
 

einreicht. 

 

 

 

Bayreuth, im Juni 2022 

 

7C SOLARPARKEN AG 

Der Vorstand 

 

 

 


